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Vorwort zur 3. Auflage

Vier Jahre nach der Herausgabe der 2. Auflage ist es an der Zeit, das mittler-
weile in der Praxis der kommunalen Rechnungsprüfung erfolgreich eingeführte
Buch einer weiteren Überarbeitung zu unterziehen. Das kommunale Haushalts-
recht ist in vielen Bereichen grundlegend geändert worden, teilweise in einen
Zustand versetzt, der die Errungenschaften der Französischen Revolution von
1789 erheblich in Frage stellt.

Neben den idealistischen Zielen von Freiheit, Gleichheit, und Brüderlichkeit
beabsichtigten die Bürger Paris, dem König das Recht zum Erlaß des Staats-
haushalt zu nehmen. Der König hatte seinerzeit durch seine Steuergesetzge-
bung seine eigene Haushaltsgesetzgebung so beeinflußt, daß er stets genügend
Mittel hatte, um seine Interessen finanzieren zu können. Erstmalig war nach der
französischen Revolution sichergestellt, daß die Nationalversammlung über die
Ausgaben des Staates und somit auch über die durch Steuern zu finanzierenden
Einnahmen des Staates entscheiden konnte. Wesentlich war also nicht nur die
Festlegung der Höhe der Steuern durch die Nationalversammlung, sondern
auch die Entscheidung des Volkes, welche Aufgaben mit den erzielten Einnah-
men erledigt werden sollten.

Diese Entscheidung über die Art und Weise und den Gegenstand der Ausga-
benverwendung läßt sich heute im kommunalen Haushalt als Grundsatz der
sachlichen Bindung bezeichnen. Durch Reformen der Gemeindehaushaltsver-
ordnungen in den einzelnen Bundesländern und der Möglichkeit, einseitige, ge-
genseitige Deckungsfähigkeit im sowie die Übertragbarkeit von Haushaltsmit-
teln und Verpflichtungsermächtigungen sowie die Übertragbarkeit von außer-
oder über planmäßigen Ausgaben getrennt voneinander oder miteinander ver-
bunden durch die Verwaltung erledigen zu lassen, reduziert das Etatrecht des
Rates auf einen Stand, wie er im Staatsbereich vor der französischen Revolution
durchaus üblich war.

Damit werden die kommunalen Rechnungsprüfungsämter sich neuen Her-
ausforderungen stellen müssen. In einer Zeit, in der es bei Ausschöpfen aller
haushaltsrechtlichen Optionen möglich ist, den gesamten Haushaltsplan auf § 1
der Haushaltssatzung zu reduzieren, kann eine Diskussion über das Einhalten
haushaltsrechlicher Vorschriften für die Rechnungsprüfungsämter wenig er-
folgreich sein. Hier gilt es, sich verstärkt der Prüfung der Wirtschaftlichkeit des
Verwaltungshandelns zu widmen. Da die Wirtschaftlichkeit ihre Grenzen an der
Rechtmäßigkeit findet, ist es für die geprüfte Verwaltung auch nicht ohne wei-
teres möglich, auf die Einhaltung der Rechtmäßigkeit zu verzichten, wenn das
Handeln angeblich wirtschaftlich ist.
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Im Jahr 2005 wird nach bestehender Beschlußlage in vielen Bundesländern
das NKF, das Neue Kommunale Finanzwesen, eingeführt werden. Damit wird
die Kameralistik abgeschafft und durch ein Buchführungssystem ersetzt werden,
das auf der doppelten kaufmännischen Buchführung basiert. Die kommunalen
Rechnungsprüfungsämter werden sich bereits im Laufe des Jahres 2004 auf die
Aufgabe, die Eröffnungsbilanz zu prüfen, einstellen müssen. Daher wurde in
dieser Auflage ein eigenes Kapitel der geplanten Rechtslage gewidmet. Die Be-
arbeitung hat Herr Ralf Cugaly, Brühl übernommen.

Nach Herausgabe der 2. Auflage habe ich wiederum sehr viele Reaktionen
von Kolleginnen und Kollegen erfahren dürfen. Ihre Anregungen und Fragen
sind fast alle in diese Neuauflage eingeflossen. Es ist zu wünschen, daß auch wei-
terhin dieses Buch dem interkommunalen Erfahrungsaustausch dient.

Abschließend eine persönliche Anmerkung: Dieses Buch ist nach den Regeln
geschrieben, wie sie vor der Rechtschreibreform gültig waren und entspricht so-
mit dem FAZ-Standard. Die Rechtschreibreform war nach meiner Überzeu-
gung eine gigantische Geldbeschaffungsmaßnahme. Wenn ich erlebe, daß die
Mathematik- oder Lateinbücher meiner Kinder neu beschafft wurden, halte ich
das im Interesse gesunder Finanzen für unverantwortlich. In diesem Zusam-
menhang wage ich eine Prognose. Wenn in zwei Jahren überprüft wird, ob sich
alle Regeln durchgesetzt haben, wird festgestellt werden, daß ein überwiegen-
der Teil der Reform von der Bevölkerung akzeptiert wurde, ein kleinerer Teil
jedoch nicht. Also wird es auch erforderlich sein, alle (Schul-)Bücher neu aufzu-
legen. Da ich davon überzeugt bin, daß die neuen Regeln nicht unverändert blei-
ben, macht es wenig Sinn, bereits jetzt nach den neuen Regeln zu schreiben.

Meerbusch, im Oktober 2002 Der Verfasser
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Vorwort zur 1. Auflage

Kommunale Rechnungsprüfung – was verbirgt sich hinter diesem Begriff? In
einer Kommunalverwaltung hat fast jeder Mitarbeiter schon einmal mit dem
Rechnungsprüfungsamt zu tun gehabt, oftmals mit unangenehmen Beige-
schmack. „Die rechnen nach, ob die Preise stimmen und ob Skonto ordnungsge-
mäß abgezogen worden ist.“ Dies wird auch heute oftmals den Auszubildenden
in Kommunalverwaltungen vermittelt. Und dies ist heute ebenso falsch wie es
vor Jahren falsch war.

Rechnungsprüfung hat nur bedingt mit dem Nachrechnen von Rechnungen -
seien es Lieferanten- oder Baurechnungen zu tun. Rechnungsprüfung ist die
Prüfung der Rechnung. Unter Rechnung wird hierbei die Jahresrechnung, also
die Bilanz der kommunalen Haushaltswirtschaft verstanden. Damit nimmt das
Rechnungsprüfungsamt Aufgaben wahr, die -auf Belange der Privatwirtschaft
übertragen- eher dem Wirtschaftsprüfer als der Innenrevision eines Unterneh-
mens zuzuordnen sind.

Während für die Prüfung der Privatwirtschaft umfangreiche Literatur zur
Verfügung steht, gilt das für die kommunale oder staatliche Rechnungsprüfung
nicht.

Mit dem vorliegenden Werk soll systematisch das gesamte kommunale Prü-
fungswesen dargestellt werden. Dabei werden die unterschiedlichen Bestim-
mungen in den einzelnen Bundesländern für die Rechnungsprüfung berücksich-
tigt; wobei das nordrhein-westfälische Prüfungsrecht den Leitfaden bildet.
Vereinfacht wird die Darstellung dadurch, daß das Prüfungsobjekt in allen Bun-
desländern seit der Reform 1974 -noch- fast identisch ist: Das kommunale
Haushaltsrecht.

Ziel des Buches ist es, praxisorientiertes Prüfen darzustellen. Nicht die Dis-
kussion zwischen den Kameralisten und den Prüfern über die Richtigkeit der
Anwendung des kommunalen Haushaltsrechts soll im Vordergrund stehen, son-
dern die methodische Darstellung, wie Prüfungsaufgaben angepackt und gelöst
werden. Es ist auch nicht beabsichtigt, eine wissenschaftliche Abhandlung über
das Prüfungsrecht vorzulegen; im Vordergrund steht die Prüfungspraxis und die
damit verbundenen Probleme. Infolgedessen war es erforderlich, einen umfang-
reichen Anhang beizufügen, der die Umsetzung der Prüfungsaufgabe ermög-
licht.

Ein Buch über kommunale Rechnungsprüfung kann sich aber nicht nur auf
die Methoden der Formalienprüfung beschränken, sondern muß auch Anmer-
kungen zur Haushalts- und Finanzpolitik der Gemeinde enthalten. Gerade in
Zeiten wirtschaftlicher Probleme muß auch die Rechnungsprüfung ihren Bei-
trag dazu leisten, Gemeindefinanzen auf gesunde Beine zu stellen. Somit war es
erforderlich, den Bereich der Wirtschaftlichkeitsprüfung des Verwaltungshan-
delns besonders herauszustellen. Daß dabei auch einige kritische Töne enthal-
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ten sind, ergibt sich aus der Stellung eines Rechnungsprüfungsamtes. Kritische
Töne sollen zum Nachdenken anregen, auch bei Politikern, die sich durch For-
mulierungen, teilweise auch zwischen den Zeilen, angesprochen fühlen könn-
ten. Gleichzeitig soll es Kommunalpolitiker anregen zu überlegen, ob das
Schwergewicht der finanzpolitischen Betrachtungen weiterhin bei der Haus-
haltssatzung liegen soll oder ob nicht auch die Jahresrechnung Gegenstand po-
litischer Erörterungen sein muß.

Soweit erforderlich, werden auch Aussagen zum kommunalen Haushalts-
recht getroffen, die nicht unbedingt mit den Auffassungen der Kämmerer über-
einstimmen müssen, sicherlich dann nicht, wenn die Möglichkeiten der Rech-
nungslegungspolitik aufgezeigt werden. Von daher bietet auch diesem
Leserkreis das vorliegende Werk einiges Neues.

Meerbusch, im November 1993 Der Verfasser
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